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1 Anlass, Grundlagen, Ziele 

Im Ortsteil Langhecke sollen weitere Bauplätze für eine Wohnbebauung geschaffen werden. 
Dafür ist die Verlängerung der Straße „Am Schulberg“ und die Ausweisung eines ergänzenden 
Baugebietes vorgesehen.  
Die Entwicklung des Baugebiets erfolgt durch einen privaten Vorhabenträger, mit dem die 
Gemeinde einen städtebaulichen Vertrag abschließt, in dem die Anforderungen an Erschlie-
ßung, Vermarktung und die Einhaltung / Umsetzung der sich aus fachgesetzlichen Bestimmun-
gen ergebenden Anforderungen geregelt werden. 
Das Entwicklungskonzept sieht die Ausweisung von 11 Baugrundstücken vor. Mindestens vier 
davon sollen für den Eigenbedarf des Vorhabenträgers und seiner Familie in Anspruch genom-
men werden. 
 

2 Lage und Abgrenzung des Plangebiets 

Das Plangebiet befindet sich in der Gemarkung Langhecke. Die neuen Grundstücksflächen 
stellen die Verlängerung der Bebauung in der Straße „Am Schulberg“ dar.  
 
Die Planflächen erstrecken sich überwiegend über bislang landwirtschaftlich genutzte Flächen.  
Südlich des Wohngebiets befinden sich Gehölzstrukturen. Nördlich grenzt ein Feldstreifen an, 
hinter dem sich Wald befindet. Im Osten des Plangebietes befindet sich freie Feldflur. 
 
Die Form des Geltungsbereichs außerhalb der Grundstücksflächen für das Wohngebiet ist be-
dingt durch die Einbeziehung fachlich notwendiger Flächen für die Verkehrsanbindung (neuer 
Feldwegeanschluss an die L 3063), die Erschließung (Regenwasserableitung und -rückhaltung) 
und naturschutzrechtliche Kompensationsflächen.  
 
Abbildung 1: Räumliche Lage des Bebauungsplanes „Rolzhäuserhoffeld II“ im Ortsteil Lang-

hecke 

 
Bildquelle: Geoportal Hessen 
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3 Planungserfordernis, Vorgaben, Rahmenbedingungen 

Der Gemeindeverwaltung liegen für den Marktflecken Villmar 72 Bauplatzbewerbungen vor, 
für den Ortsteil Langhecke 8 (Stand: August 2023). Die Nachfrage kann im Siedlungsbestand 
nicht erfüllt werden, so dass die Aufstellung des Bebauungsplanes erforderlich geworden ist. 
Auch die Vorhabenträger selbst möchten Grundstücke im Plangebiet bebauen und selbst nut-
zen. Es ist davon auszugehen, dass das Baugebiet vollständig genutzt wird. 
 

Unbebaute Grundstücke in entsprechender Zahl sind in Langhecke nicht vorhanden. 
Auch unbebaute Teile von Grundstücken sind nicht durch ergänzende Bebauung für 
eine Nachverdichtung im Sinne der Innenentwicklung zugänglich, insbesondere nicht 
in der erforderlichen Anzahl. 
 

3.1 Ziele der Raumordnung 

Bauleitpläne sind nach § 1 Absatz 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Für den 
Marktflecken Villmar sind die Ziele der Raumordnung im Regionalplan Mittelhessen aus dem 
Jahr 2010 (RPM 2010) festgelegt. Danach liegt der Planbereich an der Schnittstelle von Vor-
ranggebiet (VRG) Siedlung Bestand und Vorbehaltsgebiet (VBG) für Landwirtschaft. 
 
Im Vorfeld des Planungsverfahrens hat die Gemeindeverwaltung die Rahmenbedingungen für 
die Planung mit dem Regierungspräsidium Gießen erörtert. Vorrangig bedeutsam sind die Ziele 
der Raumordnung. Die Gemeinde darf in Langhecke Baugebietsausweisungen nur für den 
nachgewiesenen Eigenbedarf vornehmen, unabhängig davon, dass das Neubaugebiet im Flä-
chennutzungsplan bereits wirksam als geplante Wohnbaufläche dargestellt ist. Zur Anpassung 
an die Ziele der Raumordnung wird aufgrund der Anforderungen der Oberen Landesplanungs-
behörde zur Kompensation der neu auszuweisenden Grundstücke die Aufhebung des beste-
henden Bebauungsplanes „Kirchstraße“ erforderlich. Das Aufhebungsverfahren wird gleichzei-
tig mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Rolzhäuserhoffeld II" durchgeführt. 
 
In seiner Stellungnahme im Rahmen der Behördenbeteiligung greift das Regierungspräsidium 
die Thematik auf und empfiehlt eine abschnittsweise Umsetzung der Planung sowie Siche-
rungsmaßnahmen gegen das Entstehen neuer Baulücken. 
 
Eine abschnittsweise Erschließung und Umsetzung der Planung ist aus erschließungstechni-
schen Gründen als nicht realisierbar zu bezeichnen. Das Gebiet muss im Trennsystem entwäs-
sert werden, die Kanalleitungen für Schmutzwasser und Regenwasser müssen in unterschied-
liche Richtungen geführt werden. Während Schmutzwasser über die Straße „Am Schulberg“ 
den örtlichen Entwässerungsanlagen zugeführt werden kann, muss das Regenwasser in ent-
gegengesetzter Richtung - nach ausreichender Rückhaltung und Drosselung - dem Leistenbach 
zugeführt werden. Diese Anlagen müssen für das gesamte Baugebiet dimensioniert werden 
und vollständig gebaut werden. Auch der Neuanschluss des Landwirtschaftsweges an die 
L 3063 muss sofort gebaut werden, da er für die Erschließung und die Grundstücksbebauung 
übergangsweise die Funktion einer Baustraße haben wird. 
 
Der Entstehung von Baulücken wird durch entsprechende Regelungen im städtebaulichen Ver-
trag zwischen Gemeinde und Vorhabenträger vorgebeugt. 
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Abbildung 2: Regionalplan Mittelhessen 2010 (unmaßstäblich vergrößert) mit Kennzeichnung 
der Lage des Plangebiets 

 
 

3.2 Flächennutzungsplan 

Abbildung 3: Flächennutzungsplan (unmaßstäblich) mit Kennzeichnung der Lage des Plange-
biets 
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Der Flächennutzungsplan stellt den Planbereich „Rolzhäuserhoffeld II“ insgesamt als Wohn-
baufläche Planung dar. Der Flächennutzungsplan ist die Grundlage für den bestehenden Be-
bauungsplan, der aus dem Gesamtplan entwickelt ist. 
 

4 Festsetzungen 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

In Umsetzung von Ziel und Zweck des Bebauungsplanes, Grundstücke für eine Wohnnutzung 
auszuweisen, wird die Art der baulichen Nutzung als Allgemeines Wohngebiet im Sinne des 
§ 4 BauNVO festgesetzt. Die nach den Bestimmungen der Baunutzungsverordnung im Allge-
meinen Wohngebiet ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden nicht Bestandteil des Be-
bauungsplanes, sind im Plangebiet somit unzulässig. 
 

4.2 Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksflächen, Bau-
weise 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl 
(GRZ), einer Geschossflächenzahl (GFZ) der maximal zulässigen Gebäudehöhen (Firsthöhe 
FHmax.) sowie durch die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse (Z). Für die Bemessung der 
zulässigen Grundflächen gelten die Regelbestimmungen der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO), hier insbesondere der §§ 19 und 23 BauNVO. Die überbaubaren Flächen werden 
durch die Festsetzung von Baugrenzen definiert. 
 
Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind die Hauptanlagen und die Anlagen nach 
§  2 und § 14 BauNVO (Stellplätze, Garagen, untergeordnete Nebenanlagen) zulässig. Für die 
nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind keine Beschränkungen formuliert. Untergeord-
nete Nebenanlagen und bauliche Anlagen, die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zu-
lässig sind, sind hier zulässig. 
 
Im gesamten Plangebiet gilt grundsätzlich die offene Bauweise. Gebäude sind auf dem Grund-
stück mit seitlichem Grenzabstand entsprechend der bauordnungsrechtlichen Bestimmungen 
(Hessische Bauordnung) zu errichten. 
 
Baugrenzen definieren, bis wohin Gebäude errichtet werden dürfen. Gebäude und Gebäude-
teile dürfen die Baugrenze nicht überschreiten, ausgenommen ist ein Vortreten von Gebäude-
teilen in geringfügigem Ausmaß (kann nach § 23 Abs. 3 BauNVO zugelassen werden). Die 
Baugrenzen sind das Instrument zur Steuerung einer städtebaulich geordneten Anordnung 
zukünftiger Gebäude 
 
Die Festsetzung der offenen Bauweise und der ausschließlichen Zulässigkeit von Einzelhäusern 
werden greift die bestehenden Strukturen auf. Für die zukünftige Entwicklung wird damit eine 
homogene Weiterführung der städtebaulichen Struktur gewährleistet. Die aufgelockerte Be-
bauung dient zudem der Sicherung der Durchlüftung des Gebiets und einer zusammenhän-
genden Freiraumstruktur. 
 

4.3 Stellplätze, Garagen, Nebenanlagen 

Grundsätzlich können im Plangebiet Stellplätze, Garagen und untergeordnete Nebenanlagen 
auf dem gesamten Baugrundstück zugelassen werden, sowohl innerhalb der überbaubaubaren 
Grundstücksflächen wie auch außerhalb. Hier findet § 23 Abs. 5 BauNVO in Verbindung mit 
den Bestimmungen in § 6 Abs. 9 und 10 HBO Anwendung. 
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In der konkreten Vorhabenplanung sind die sich aus den jeweiligen Bestimmungen ergeben-
den Rahmenbedingungen (Maß der baulichen Nutzung, erforderliche Stellplätze gemäß Stell-
platzsatzung, Abstandsflächen nach HBO) zu berücksichtigen. 
 

4.4 Verkehrsflächen 

Die Anbindung an das Straßennetz ist über die Straße „Am Schulberg“ vorgesehen. Zur Ab-
wicklung des Baustellenverkehrs und zur Verbesserung der Zuwegung für Landwirtschaftsver-
kehr soll der vorhandene Anschluss der landwirtschaftlichen Wegeparzelle 84/64 verlegt wer-
den. Der Neuanschluss ist an der Außenkurve der L 3063 vorgesehen. 
 
Die Dimensionierung der Verkehrsflächen für die Erschließungsstraßen ist auf eine Befahrbar-
keit mit 3-achsigen Müllfahrzeugen und den Begegnungsverkehr LKW  PKW ausgelegt. Eine 
Wendeanlage am Ende der neuen Erschließungsstraße sichert die Anforderungen an eine ver-
kehrssichere Befahrbarkeit mit dem Bemessungsfahrzeug. Die nordwestlich gelegenen äuße-
ren Grundstücke werden über kurze Anliegerwege erschlossen, die grundsätzlich auf die Be-
fahrbarkeit mit PKW ausgelegt sind. Abfallbehälter von den Grundstücken müssen zur Erschlie-
ßungsstraße vorgebracht werden. 
 

4.5 Grünfläche – Zweckbestimmung Verkehrsbegleitgrün 

Im Bereich zwischen der Wendeanlage und den Wohnbauflächen ist eine Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Verkehrsbegleitgrün vorgesehen. Für Einsaaten ist Saatgut regionaler Her-
kunft zu verwenden. 
 

4.6 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
dienen der Vermeidung, der Minimierung und der Kompensation von Auswirkungen der Pla-
nung auf die Umwelt. Festgesetzt werden Maßnahmen in Ableitung auf den fachgutachterli-
chen Bewertungen, soweit es planungsrechtlich zulässig ist. 
 

4.7 Anpflanzungen und Bindungen für Bepflanzungen 

Anpflanzungen tragen wesentlich dazu bei, die städtebauliche Qualität eines Quartiers positiv 
zu gestalten. Sie dienen durch die Schaffung von Nahrungs- und Lebensraum für Pflanzen und 
Tiere auch dem Naturerlebnis im bebauten Stadtraum und wirken durch die Speicherung und 
Verdunstung von Wasser sowie durch die Sauerstoffproduktion positiv auf das Klima aus. 
 

4.8 Landesrechtliche Festsetzungen  

Nach § 9 Abs. 4 BauGB können in den Bebauungsplan Festsetzungen auf der Grundlage lan-
desrechtlicher Bestimmungen aufgenommen werden. 
 
Eine Gestaltungssatzung (örtliche Bauvorschriften, Festsetzungen nach § 91 HBO) dienen der 
Regelungen für das ortsspezifische Erscheinungsbild. 
 
Wasserrechtliche Festsetzungen auf der Grundlage des § 37 WHG greifen die das Entwässe-
rungskonzept für das Baugebiet auf und dienen der Berücksichtigungen boden- und wasser-
schutzfachlicher Anforderungen. 
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4.9 Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

Soweit erforderlich, werden aufgrund anderer Vorschriften zu beachtende Verpflichtungen und 
Rahmenbedingungen nach § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den Bebauungsplan übernom-
men. 
 
Darüber hinaus werden fachlich relevante Gesichtspunkte der Planung, die jedoch baupla-
nungsrechtlich oder bauordnungsrechtlich nicht festzusetzen sind, als textliche Hinweise zur 
weiteren Beachtung in der Planumsetzung aufgelistet. 
 

5 Verfahren, Berücksichtigung privater und öffentlicher Be-
lange 

Der Bebauungsplan wird im zweistufigen Regelverfahren aufgestellt. 
 
Mit der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB), der frühzeitigen Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) und der 
Abstimmung mit den Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurde das förmliche Beteili-
gungsverfahren aufgenommen (April/Mai 2023). 
 
In der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
 
Anregungen und Hinweise aus der Behördenbeteiligung geben die inhaltlichen Anforderungen 
an die fachlichen Untersuchungen im Rahmen der Umweltprüfung vor. Sie finden Berücksich-
tigung im Rahmen der Abwägung und fließen inhaltlich in den Bebauungsplan ein.  
 
Das Aufstellungsverfahren wird mit der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und mit 
der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB weitergeführt. Es ist kein wichtiger Grund 
erkennbar, nachdem ein längerer Auslegungszeitraum als die gesetzliche Monats- bzw. 30-
Tage-Frist gewählt werden müsste. 
 
Zum Entwurf des Bebauungsplanes liegen bereits fachliche Ausarbeitungen und Abstimmun-
gen vor: 

▪ durch das mit der Erschließungsplanung beauftrage Ingenieurbüro eine Abstimmung 
mit Hessen Mobil zu dem geplanten neuen Feldwegeanschluss an die Landesstraße 
L 3063, und mit der Wasserbehörde des Landkreises zur Gebietsentwässerung, 

▪ durch das mit der Umweltprüfung und naturschutzfachlichen Bearbeitung beauftragte 
Büro ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag und der Entwurf des Umweltberichts.  

 

5.1 Wasserwirtschaft, Altflächen, Erschließung 

5.1.1 Gewässerschutz 

Grundwasserschutzgebiete und Oberflächengewässer sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Nach der Starkregen-Hinweiskarte (2022) liegt Langhecke in einem Bereich mit mittlerem bis 
hohem Starkregenhinweis-Index. Entsprechende Darstellungen enthält die der Gemeinde vor-
liegende Fließpfadkarte. Vorsorge vor Überflutungen sind ein übergeordneter Belang, der in 
laufenden Prozessen begleitet werden muss. Als wesentlicher Grund ist die teilweise deutliche 
Hangneigung anzusehen. Die in den Fließpfadkarten identifizierte Gefährdung betrifft die der-
zeit landwirtschaftlich genutzten Flächen, die zwischen den oberhalb liegenden Wald (nicht 
gefährdet) und die unterhalb liegenden Gehölzflächen (nicht gefährdet) eingebettet sind.  
Aus der kleinflächigen Ergänzung des Wohngebiets wird keine spürbare Risiko-Verschärfung 
erwartet, wobei aufgrund der topografischen Verhältnisse und hydraulischer Leistungsfähigkeit 
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der Rückhaltung des Niederschlagswassers eine hohe Bedeutung zukommt. Dies ist in der 
Erschließungsplanung berücksichtigt. 
 

5.1.2 Altflächen, Bodenschutz 

Nachsorgender Bodenschutz: 
Informationen über Altflächen sind nicht bekannt. 
 
Kampfmittel: 
Informationen zum Vorhandensein von Kampfmitteln liegen nicht vor. Eine Auswertung aus-
sagefähiger Luftbilder ergab keinen begründeten Verdacht, dass im Plangebiet mit Bomben-
blindgängern zu rechnen ist, auch sonstige Kenntnisse über eine Munitionsbelastung liegen 
nicht vor, eine systematische Flächenabsuche ist nicht erforderlich (Stellungnahme des Regie-
rungspräsidiums Darmstadt). Für die Umsetzung der Planung gilt die Informationspflicht ge-
genüber dem Kampfmittelräumdienst, falls entgegen der Kenntnisse doch kampfmittelver-
dächtige Gegenstände gefunden werden. 
 
Vorsorgender Bodenschutz: 
Dem vorsorgenden Bodenschutz, also der Vermeidung und Minimierung von Eingriffen in das 
Schutzgut Boden, kommt durch die Implementierung in das Baugesetzbuch (§ 1a BauGB - 
ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz) in Form einer Abwägungsdirektive ein hoher Stel-
lenwert zu.  
Abgeleitet aus der Bodenschutzklausel1 sind vorrangig zusätzliche Flächeninanspruchnahmen 
möglichst zu verringern. Instrumente dafür sind Maßnahmen der Innenentwicklung (Nachver-
dichtung und Wiedernutzbarmachung von Flächen) und die Begrenzung der Bodenversiege-
lung auf das notwendige Maß. 
 
Vorsorgender Bodenschutz umfasst im Wesentlichen2 

▪ die Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schädlicher Bodenverände-
rungen, 

▪ den Schutz der Böden vor Erosion, Verdichtung und vor anderen nachteiligen Ein-
wirkungen auf die Bodenstruktur, 

▪ einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden, unter anderem durch 
eine Begrenzung der Flächeninanspruchnahme auf das notwendige Maß. 

 
Bebauungsplan werden bodenbezogene Festsetzungen zur Vermeidung und Minimierung von 
Eingriffen getroffen (Festsetzung GRZ, Vorgaben zu Flächenbefestigungen, Festsetzung von 
Grünflächen und Anpflanzungen). Darüber hinaus gehende Anforderung sind Teil der Umset-
zung des Planes. Auf die hierbei zu berücksichtigenden Anforderungen wird hingewiesen. Fol-
gen für die Grundwasserbildung und zum Überschemmungsschutz werden durch die getrennte 
Ableitung, Rückhaltung und Versickerung des Niederschlagswassers gemindert. 
 
Im Rahmen der Umweltprüfung werden die Belange des Bodenschutzes entsprechend der 
Arbeitshilfe „Kompensation des Schutzguts Boden in der der Bauleitplanung nach BauGB“ un-
tersucht. 
 

 
1 § 1a Abs. 1 Satz 1 BauGB: Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind 

zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und an-
dere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu 
begrenzen. 

2 vgl. „Bodenschutz in der Bauleitplanung“ Arbeitshilfe des HMULV, Februar 2011 
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Auf der Ausführungsebene können Veränderungen der Bodenstruktur im Zuge der Baumaß-
nahmen gemindert werden. Beispielhaft wird hier auf das Infoblatt „Boden - mehr als Bau-
grund“ des Hess. Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
hingewiesen. Darüber hinaus werden Bauherrschaften auf die im Bodenschutzkonzept veran-
kerten Maßnahmen im Rahmen von Baumaßnahmen hingewiesen (Aufnahme von Boden-
schutzinhalten in Ausschreibungen/ Leistungsbeschreibungen, Bodenschutz in der Baueinrich-
tungs- und Ausführungsplanung berücksichtigen, Umsetzung bodenbezogener, bauzeitlicher 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen). Ergänzend wird auf das Infoblatt „Bodenschutz 
für Bauausführende“ verwiesen3.  
 

5.1.3 Erschließung 

Für die Erschließung des Gebiets müssen die entsprechenden Anlagen und Einrichtungen her-
gestellt werden.  
 
Abbildung 4: Entwässerungskonzept (HS Ingenieure GmbH, Stand August 2023) 

 
 
Die Entwässerung wird im Trennsystem erfolgen. Vorfluter ist der südlich, jenseits der L 3263 
im Talgrund verlaufende Leistenbach. Abstimmungen zur Kreuzung der Landesstraße für die 
Zuleitung zu dem Gewässer werden durch das beauftragte Ingenieurbüro mit Hessen Mobil 
vorgenommen. Vor Einleitung in den Bach wird Regenwasser zurückgehalten. Auf den privaten 
Grundstücken ist dazu der Bau von Retentionszisternen und ergänzend - unterhalb des Bau-
gebiets - der Einbau von Retentionsboxen bestimmt. Die Führung der Entwässerungsanlagen 
ist auf Grundlage der Erschließungsplanung als Festsetzungen in den Bebauungsplan 

 
3 https://umwelt.hessen.de/sites/umwelt.hessen.de/files/2021-10/bodenschutz_fuer_bauausfuehrende.pdf 
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aufgenommen. Eine hydraulische Bemessung des nachfolgenden Gewässers, sowie der Ver-
rohrungen erfolgt nach weiteren Untersuchungen und Abstimmungen durch das Ingenieur-
büro. 
 
Anfallendes Schmutzwasser wird über die bestehende Kanalisation in der Straße „Am Schul-
berg“ den Abwasseranlagen zugeführt. Die Kläranlage Langhecke kann das anfallende 
Schmutzwasser aufnehmen, die ordnungsgemäße Behandlung ist nach den Kapazitäten der 
Kläranlage sichergestellt. 
 
Für die Wasserversorgung des Plangebietes ist eine Druckerhöhungsanlage erforderlich. 
 
 
Im Planbereich verlaufen Versorgungsleitungen des regionalen Stromversorgungsunterneh-
mens EAM Netz GmbH (Mittelspannungs- Niederspannungs- und Multifunktionsnetzkabel). Die 
Vorhabenträger sehen eine frühzeitige Abstimmung des Versorgungsunternehmens im Zuge 
der Verkehrsplanung (Anschluss an L 3063) vor. 
 

5.2 Verkehr 

Die Anbindung an das Straßennetz ist über die Straße „Am Schulberg“ vorgesehen. Zur Ab-
wicklung des Baustellenverkehrs und zur Verbesserung der Zuwegung für Landwirtschaftsver-
kehr soll der vorhandene Anschluss der landwirtschaftlichen Wegeparzelle 84/64 verlegt wer-
den. Der Neuanschluss ist an der Außenkurve der L 3063 vorgesehen. Im Gegenzug wird der 
bestehende Anschluss zurückgebaut. 
Gegen die Verlegung und den Neuanschluss des Weges bestehen seitens der Fachbehörde 
Hessen Mobil keine Bedenken (Ergebnis eines Abstimmungstermins des beauftragten Ingeni-
eurbüros mit Hessen Mobil am 31.10.2022). 
Planungsrechtlich werden der Weg und die Einmündung Bestandteil des Bebauungsplanes, der 
auch das Baurecht für den neuen Wegeanschluss schafft. 
Aus verkehrspolizeilicher Sicht ist der Hinweis gegeben, dass die Wegenutzung (dauerhaft) 
nur für landwirtschaftlichen Verkehr zugelassen wird. Allgemeiner Erschließungsverkehr / An-
wohnerverkehr wird verkehrspolizeilich nicht zugelassen. 
 

5.3 Landwirtschaft 

Aus landwirtschaftlicher Sicht wird in der Behördenbeteiligung durch die Fachbehörden auf 
den Flächenentzug von landwirtschaftlichen Nutzflächen hingewiesen. Für die Baugebietsaus-
weisung stehen keine Flächen mit geringeren Folgen für diesen Belang zur Verfügung. Die 
über den Flächennutzungsplan seit langem vorbereitete Baugebietsentwicklung geht zudem 
auf die Initiative privater Vorhabenträger zurück, die Eigentümer der Flächen sind und diese 
auch bewirtschaften. Die Existenz landwirtschaftlicher Betriebe ist durch die Überplanung nicht 
betroffen. 
 

5.4 Bergbau 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Gebiet von sechs Bergwerksfeldern (zwei 
angezeigt, vier erloschen), in denen Bergbau betrieben und bergbauliche Untersuchungsarbei-
ten durchgeführt wurden. Nach den bei der Bergaufsicht (Regierungspräsidium Gießen) vor-
liegenden Unterlagen wurde der Bergbau außerhalb des Planungsbereichs durchgeführt. Die 
örtliche Lage der Untersuchungsarbeiten ist nicht bekannt.  
 
Bei Baumaßnahmen ist auf Spuren ehemaligen Bergbaus zu achten, ggf. sind entsprechende 
bauliche Sicherungsmaßnahmen zu treffen. 
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5.5 Umweltprüfung, Naturschutz, Landschaftspflege 

Die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind integraler 
Bestandteil der in die städtebauliche Planung einzustellenden öffentlichen Belange. Sie finden 
in der vorliegenden Planung Berücksichtigung durch einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
und in der Umweltprüfung/ dem Umweltbericht mit integrierter Folgenabschätzung für die 
Belange des Bodenschutzes und integrierter Grünordnungsplanung4.  
 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung des Natura 2000-Netzwerks (FFH-Gebiete, Vogel-
schutzgebiete, Landschafts- oder Naturschutzgebiete) sind von der Planung nicht betroffen.  
Die Planung bereitet kein Projekt vor, für das die Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung vorgeschrieben ist. 
 
Im Vorgriff auf die städtebauliche Planung wurde ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag er-
stellt. Diese Untersuchungen haben zum Ergebnis, dass eine artenschutzrechtliche Betroffen-
heit nicht gegeben ist. Lediglich für die Vogelart Goldammer kann während der Brutzeit eine 
potenzielle Gefährdung nicht ausgeschlossen werden. Dem wird entgegengewirkt, indem 
Baumfällungen, Rückschnitte und Baufeldräumungen in diesem Zeitraum ausgeschlossen wer-
den5. 
 
Zur Kompensation von Eingriffen ist die Anlage einer Obstbaumallee und eines wegebeglei-
tenden Saums entlang des neu anzulegenden Feldweges vorgesehen.  
Weitere Ausgleichsmaßnahmen sehen die Extensivierung des Grünlandes zwischen dem Plan-
gebiet und dem nördlich liegenden Wald vor. Die betreffenden Flächen sind Eigentum der 
Vorhabenträger. Die Umsetzung der Maßnahmen ist eigentumsrechtlich gesichert und wird 
Bestandteil des zur Planung abzuschließenden städtebaulichen Vertrags. 
 
Die Ausgleichsflächen mit den jeweiligen Entwicklungszielen sind Bestandteil der Festsetzun-
gen im Bebauungsplan. Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen, die einer 
bauplanungsrechtlichen Festsetzung nicht zugänglich sind, sind als fachliche Hinweise Be-
standteil des Bebauungsplans. 
 
Die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen erbringen nach der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz 
eine Überkompensation von 30.634 Biotopwertpunkten. Hierfür kommt unabhängig vom Be-
bauungsplanverfahren die Anlage eines Ökokontos in Betracht. 
 

6 Bodenordnung, städtebauliche Daten 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst in der Flur 2 der Gemarkung Langhecke 
verschiedene Teilflächen von Grundstücken. 
Flst. 84/85: Grundstücksflächen, Ausgleichsflächen, neuer Landwirtschaftsweg, Fläche für die 
Regenrückhaltung und Regenwasserkanal. Das Grundstück ist Eigentum der Vorhabenträger. 
Für die Anlagen für die Regenwasserableitung und -bewirtschaftung wird eine dingliche Siche-
rung erforderlich. Nach Verlegung des Kanals kann die die Fläche in landwirtschaftlicher Nut-
zung bleiben. 
Flst. 84/79: Straßenparzelle Am Schulberg, Einbeziehung als Verkehrsfläche und als Verkehrs-
fläche besonderer Zweckbestimmung. 

 
4 IBU Ingenieurbüro für Umweltplanungen: Umweltbericht mit integrierter Grünordnungsplanung, Staufenberg, 

Stand 08.08.2023 
4 IBU Ingenieurbüro für Umweltplanungen: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Staufenberg, Stand 08.11.2022 
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Flst. 84/3: Wegeparzelle, Gemeindeeigentum. Der Weg ist in der Örtlichkeit nicht vorhanden 
und wird nicht mehr benötigt. Die Erreichbarkeit der Landwirtschaftsflächen ist über den neu 
festgesetzten Landwirtschaftsweg (Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung) gesichert. 
Die Flächenüberplanung und Neunutzung ist Teil der Vereinbarungen zwischen Vorhabenträ-
ger und Gemeinde. 
Flst. 84/7 und Flst 84/64: Wegeparzellen (in der Örtlichkeit nicht erkennbar), werden durch 
den Regenwasserkanal unterbaut, die Funktion wird nicht verändert. 
Flst. 248/1: Straßenparzelle L 3063, wird durch den Regenwasserkanal unterbaut, die Funktion 
wird nicht verändert. Die Baumaßnahmen sind mit Hessen Mobil abzustimmen und die erfor-
derlichen Zustimmungen einzuholen. 
Flst. 276/242: Führung Regenwasserkanal zum Leistenbach. Für die Maßnahme wird eine Ver-
einbarung mit dem Grundstückseigentümer erforderlich (in Aussicht gestellt) und eine dingli-
che Sicherung der Leitung. Nach Verlegung des Kanals kann die Fläche in landwirtschaftlicher 
Nutzung bleiben. 
 
 
Die Flächenbilanz des Plangebiets (Flächenermittlung aus der CAD des Bebauungsplanes) 
ergibt die nachstehend tabellarisch aufgelistete Gliederung und Aufteilung zu den jeweiligen 
Teilflächen. Nicht in die Flächenbilanz aufgenommen ist die Führung des unterirdisch zu ver-
legenden Regenwasserkanals. 
 

  Fläche 

Teilfläche Zuordnung BauGB Fläche in ca. qm Anteil 

WA (Grundstücksflächen) § 9 Abs. 1 Nr. 1 6.878 42,03% 

Verkehrsfläche - Straße § 9 Abs. 1 Nr. 11 883 5,40% 

Verkehrsfläche -  

Anliegerweg 
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 293 1,79% 

Verkehrsfläche -  

Landwirtschaftsweg 
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 1.231 8,70% 

Versorgungsfläche 
Regenrückhaltung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 14 186 1,14% 

Grünfläche Verkehrsgrün § 9 Abs. 1 Nr. 15 76 0,46% 

Ausgleichsflächen § 9 Abs. 1 Nr. 20 6.626 40,49% 

Gesamtfläche  16.365 100% 

 

Gesamtfläche Wohngebiet Anzahl Grundstücke 
durchschnittliche  

Grundstücksgröße 

6.878 qm 11 625 qm 

 
Die für die Verwirklichung des Vorhabens erforderlichen Grundstücke sind Eigentum der Vor-
habenträger. In der Umsetzung der Planung ist zu prüfen, ob die Neueinteilung der Grundstü-
cke durch Neuvermessung erfolgen kann, ggf. wird ein Bodenordnungsverfahren durchzufüh-
ren sein. 
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Boden – damit Ihr Garten funktioniert 
Bodenschutz für „Häuslebauer“ 

 
 

 
Planen Sie ein Eigenheim mit Garten? 

 

Wenn die Entscheidung für ein Haus mit 

Garten ansteht, denken Sie sicherlich zuerst 

an die Größe und den Zuschnitt der Wohn-

fläche, an die Wohnumgebung, die Verkehr-

sanbindung und vieles mehr.  

 

Damit Ihr Wunsch nach einem schönen Garten 

verwirklicht werden kann, sollten Sie aber 

auch an den Boden Ihres Grundstücks denken. 

 
Ihre Zier- und Nutzpflanzen sollen möglichst 

ungestört den Boden durchwurzeln können, 

das Regenwasser soll versickern, ohne dass 

sich Pfützen bilden, und für Ihre Pflanzen 

gespeichert werden. Und nicht zuletzt wollen 

Sie mit Ihrer Familie den Garten unbeschwert 

nutzen. 

 

Planlos glücklich? 

 
Damit Ihnen Ihr Garten Freude bereitet, darf 

der Boden während der Bauphase nicht ge-

schädigt werden. 

 

Das ist keine Selbstverständlichkeit. Baufahr-

zeuge befahren Ihr Grundstück, Baumaterial 

muss gelagert werden, und das alles bei 

beengten Platzverhältnissen. 

 

Dabei gerät der Boden nicht selten buch-
stäblich unter die Räder und wird nachhaltig 

beeinträchtigt. 

 
© Ingenieurbüro Feldwisch 

 

Beeinträchtigungen von Böden. 

 

Während der Baumaßnahmen werden Böden 

oftmals geschädigt durch: 
 

 Verdichtungen, 

 Vermischung verschiedener Bodenschichten, 

 Verwendung von externem Bodenmaterial 

minderer Qualität,  

 Einträge von Bau- und Schadstoffen. 
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Wie können Sie Bodenschäden vermeiden? 

 

Besprechen Sie mit Ihrem Architekturbüro 

sowie Bau- und Gartenbauunternehmen, wie 

Sie Schäden von Ihrem Gartenboden fern 

halten können. Lassen Sie sich konkrete 

Vermeidungsmaßnahmen vorschlagen und 
vereinbaren Sie diese in den jeweiligen 

Verträgen. Wenn nötig, binden Sie ein Boden-

schutz-Fachbüro ein. 

 

Boden – was ist das? 

 

Ein gesunder Boden ist wie ein Schwamm. Er 

besteht aus unterschiedlich großen minera-

lischen Körnern (Sand- bis Tonböden), aus 

Humus und aus Poren. In einem gesunden 
Boden wurzeln Pflanzen bis zu zwei Meter tief.  

 

Auch Regenwürmer graben Ihre Röhren bis in 

diese Tiefen. 

 

Rund die Hälfte des Bodens wird von Poren 

unterschiedlicher Größe eingenommen. Grob-

poren sorgen dafür, dass das Regenwasser 

schnell versickert und Luft zum Atmen zu den 

Wurzeln und Bodenlebewesen gelangt. Mittel-
poren stellen sicher, dass Wasser zur Ver-

sorgung Ihrer Pflanzen gespeichert wird. 

 

All das funktioniert aber nur, wenn die Poren 

nicht zerdrückt werden und der Boden nicht 

durch Baumaschinen verdichtet wird. 

 

Was muss konkret gemacht werden? 

 

Die Planung der Baumaßnahme sollte sich 

nicht nur auf das Haus beschränken. Vielmehr 

sollten Sie frühzeitig Maßnahmen zu den 

(zukünftigen) Grünflächen vorsehen.  

 

 Baufeldvorbereitung: 

Beim Rückbau einer Altbebauung oder der 

Baufeldfreimachung und Geländenivellierung 

eines neuen Baugrundstücks können bereits 

erhebliche Bodenschäden durch Befahrungen 
und Bodenumlagerungen ausgelöst werden.  

 
Böden sind lebendig. Sie beherbergen viele Bodentiere. 

Wie ein Schwamm sind sie von Poren durchzogen. 

© Europäische Kommission 2010 

 

Sorgen Sie zusammen mit Ihrem Architekten 

und Bauunternehmen dafür, dass Ihre zu-

künftige Gartenfläche vor schädlichen Beein-
trächtigungen geschützt wird. 

 

 Tabuflächen: 

Nach Möglichkeit sollten die künftigen Garten-

flächen von einer Beanspruchung in der Bau-

phase ausgeschlossen werden. Derartige 

Tabuflächen kann das Architekturbüro in 

einen Baueinrichtungsplan einzeichnen. 

 

Damit die Flächen während der Bauaus-
führung tatsächlich nicht befahren oder als 

Lagerfläche beansprucht werden, sollten sie 

mit einem Bauzaun abgegrenzt werden. 

 

 Schonender Aushub des Bodens: 

Zur Errichtung des Gebäudes und befestigter 

Nebenflächen wird Boden ausgehoben. Dabei 

muss er in einem kulturfähigen Zustand er-

halten und vor Vergeudung geschützt werden. 

 
Alle Bodenarbeiten sollten nur bei aus-

reichend abgetrockneten Böden erfolgen, die 

eine feste bis steif-plastische Konsistenz 

haben. Sind Böden zu nass (weich-plastisch bis 

breiig), wird das Porensystem bei Befahrung 

oder Umlagerung erheblich beeinträchtigt. Es 

kommt zu schädlichen Bodenverdichtungen. 
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Der humose Oberboden (Mutterboden) und 

der Unterboden müssen getrennt ausgehoben 

werden. Eine Vermischung ist zu vermeiden. 

 

 Schonende Zwischenlagerung des 

ausgehobenen Bodens: 

Falls Sie den ausgehobenen Boden zur Garten-
gestaltung verwenden möchten, muss er auf 

Bodenmieten zwischengelagert werden, ge-

trennt nach Ober- und Unterboden. Hierfür ist 

entsprechender Platzbedarf einzuplanen.  

 

Bei einer Lagerung über zwei Monate sollten 

Oberbodenmieten begrünt werden, damit der 

Boden in einem guten Zustand erhalten bleibt.  

 

Bodenmieten dürfen nicht befahren und als 
Lagerflächen missbraucht werden. Andernfalls 

drohen schädliche Verdichtungen und Quali-

tätsverluste. 

 

 Zeitweise Nutzung der Gartenflächen als 

Baubedarfsflächen: 

Wenn sonst nicht genügend Platz zur 

Verfügung steht, müssen die zukünftigen 

Grün- und Gartenflächen zeitweise befahren 

oder Baumaterial darauf zwischengelagert 
werden.  

Dies erfordert Vorkehrungen, um dauerhafte 

schädliche Verdichtungen zu vermeiden. Hier-

zu können beispielsweise Lastverteilungs-

platten eingesetzt werden. 

 

 Gartengestaltung / Wiederherstellung 

der Gartenböden: 

Wenn Sie Ihre Gartenflächen neu anlegen 
lassen, ist Sorgfalt gefragt. Ganz wichtig: 

Lassen Sie die Arbeiten am besten nur bei 

trockenen Bodenverhältnissen durchführen, 

um schädlichen Verdichtungen vorzubeugen. 

 

Falls die Böden trotz aller Vorkehrungen 

verdichtet wurden, müssen sie fachgerecht bis 

in die Verdichtungszone gelockert werden. 

Auch bestehende Schäden aus Vornutzungen 

sollten gezielt beseitigt werden. 
 

 

 
Regeneration baulich beanspruchter Gartenböden mit 

einer Zwischenbegrünung, hier Senf vor der Blüte. 

© Ingenieurbüro Feldwisch 
 

Achten Sie darauf, dass Ihr Gartenboden in 

seiner ursprünglichen Schichtung wiederher-

gestellt wird. Also zuunterst der Unterboden, 

der mit einem ca. 30 cm mächtigen humosen 

Oberboden abgedeckt wird. 

 

Keinesfalls dürfen die Böden übermäßig mit 

schwerem Gerät verdichtet werden. Damit 
werden zwar leichte Sackungen in den ersten 

Jahren verhindert. Der Preis dafür ist jedoch, 

dass dauerhafte Schäden zurück bleiben und 

so die ungetrübte Gartennutzung beein-

trächtigt wird. 

 

Für eine uneingeschränkte Nutzung Ihres Gar-

tens mit Rasenfläche, Zier- und  Nutzbeeten 

sowie Gehölzen sollte der Boden mindestens 

1,5 Meter voll durchwurzelbar sein. Andern-
falls kann er nicht genügend Wasser spei-

chern, der Begrünungserfolg ist dann nicht 

gesichert. 

 

Bei erheblichen Beeinträchtigungen der 

Gartenböden ist neben einer fachgerechten 

Lockerung auch eine Zwischenbegrünung mit 

intensiv und tief wurzelnden Pflanzen 

hilfreich, um den Aufbau des Bodengefüges 

und das Bodenleben zu fördern. 
 

Was Sie sonst noch beachten sollten. 

 

 Zugekaufter Boden: Benötigen Sie zu-

gekauften Boden für die Freiflächen, dann 

achten Sie auf einen Herkunftsnachweis 

mit Angaben zu Schadstoffgehalten.  
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Für die oberste Bodenschicht sollten Sie 

natürliche, humose Oberböden bevor-

zugen anstelle von Mischungen aus 

unbelebtem Unterboden mit Komposten. 

 Bepflanzungsplanung: Beachten Sie die 

Bodeneigenschaften Ihres Gartens und 

wählen Sie danach die passende Be-
grünung. 

 Befestigungen und Steinschüttungen im 

Garten begrenzen: Reduzieren Sie so weit 

wie möglich dauerhafte Bodenversie-

gelungen (Gebäudegrundfläche, Garage, 

PKW-Stellfläche, Terrassen- und Wege-

flächen). Böden können ihre Funktionen 

im Naturhaushalt nur erbringen, wenn sie 

nicht zugepflastert oder unter Stein-

schüttungen begraben werden. Gehen Sie 
sparsam mit diesen Elementen um. 

 Bodenschutzfachliche Unterstützung: Bei 

komplexen Bauvorhaben kann Ihnen eine 

Bodenkundliche Baubegleitung dabei 

helfen, dass Ihr Gartenboden nicht 

erheblich und dauerhaft geschädigt wird. 

 

Haben Sie Vorsorge zum Schutz Ihres Garten-
bodens ergriffen, dann können Sie sich von 

Anfang an Ihrem Garten erfreuen. Andernfalls 

kann es passieren, dass Ihre Anpflanzungen 

vor sich hinkümmern oder absterben. Es lohnt 

sich also, sich vorsorgend um den Boden zu 

kümmern. 

 

Nützliche Literatur und Links 

(letzter Zugriff: 31.01.2018) 

 

Zahlreiche weitere Informationen zum Boden 
und das ergänzende Infoblatt „Boden – mehr 

als Baugrund. Bodenschutz für Bauaus-

führende“ finden Sie im Internet-Auftritt des 

Hessischen Ministeriums für Umwelt, 

Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz: https://umwelt.hessen.de/umwelt-

natur/boden/vorsorgender-bodenschutz 

 

Europäische Kommission 2010: Die Fabrik des 

Lebens. Weshalb die biologische Vielfalt in 
unseren Böden so wichtig ist.   

http://ec.europa.eu/environment/archives/so

il/pdf/soil_biodiversity_brochure_de.pdf 

 
© Mein schöner Garten/Bodo Butz 
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